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steuer & recht  I  vermögenszuwachssteuer

Österreich allerdings EU-Spitze. Völlig steu-
erfrei sind Kursgewinne aus Aktiengeschäf-
ten in fünf EU-Staaten und in der Schweiz.
Ab dem kommenden Jahr sind es insgesamt
13 EU-Staaten, die in diesem Segment ein
Flat-Tax-System haben werden.

Trotz des Drucks, der natürlich auch in
diesem Bereich durch die ständigen Harmo-
nisierungsbestrebungen der EU erzeugt wird,
ist die Skepis bezüglich der neuen Steuerplä-

ne groß. PwC-Österreich-Geschäftsführer
Thomas Strobach stellt etwa gleich die Frage
in den Raum, ob eine derartige Steuer über-
haupt den Aufwand und die Kosten, die mit
ihr einhergehen, rechtfertigen könne. Und
diese Frage muss tatsächlich gestellt werden,
denn die „Spekulationssteuer“ ist ja nur eine
Form der Einkommensteuer, und die trägt
schon bisher nur etwas über vier Prozent des
jährlichen Steueraufkommens (siehe Chart)

bei, zudem würden die Einnahmen einer ver-
längerten Spekulationssteuer stark von den
Schwankungen der Börsenkurse abhängen.
Und dann erinnert Strobach an das wichtigste
Argument gegen die Vermögenszuwachs-
steuer. Daran ist nämlich schon eine frühere
Regierung gescheitert: „Wir hatten bereits
vor einigen Jahren ein Urteil durch den Ver-
fassungsgerichtshof zur SpESt 1, das die
Steuer noch vor deren Inkrafttreten kippte.
Das Urteil beruhte darauf, dass die Kosten,
die den Banken aufgebürdet werden, nicht
durch das Abgabenaufkommen gerechtfertigt
waren, ähnlich könnte es auch der geplanten
Vermögenszuwachssteuer gehen“ (Strobach).
Auch Margit Widinski von der renommierten
Treuhandgesellschaft BDO Auxilia betont
diesen Punkt: „Damals wollte man, dass die
Banken die Steuer einbehalten, was nicht
funktioniert hat, bei einer künftigen Steuer
hätte man dieselbe Problematik.“ Und auf
diesen Punkt hat man sich auch bereits bei
der Wirtschaftskammmer eingeschossen. So
erklärt Herbert Pichler, Bundesgeschäftsfüh-
rer der Sparte Banken und Versicherungen:
„Sollte den Kreditinstituten die Administra-
tion einer derartigen Regelung aufgezwun-
gen werden, müssten die damit verbundenen
enormen Verwaltungskosten einschließlich
der hohen Investitionen für umfangreiche
neue EDV-Programme jedenfalls abgegolten
werden.“

Für Widinski wäre somit maximal eine
Meldeverpflichtung der Banken eine mög-
liche Variante, um den Kostenaufwand für
die heimischen Banken zu reduzieren. Eine
solche Meldeverpflichtung würde allerdings
eine heikle Diskussion um das österreichi-
sche Bankgeheimnis mit sich bringen, da die
Banken die Daten ihrer Kunden an die Fi-
nanz weitergeben müssten. Ob eine derartige
Diskussion gewollt sein kann, ist fraglich.
„Man würde mit diesen Schritt den Finanz-
platz Österreich sehr unattraktiv machen,
außerdem wäre eine Kapitalflucht ins Aus-
land zu befürchten“, warnt Strobach. Dabei
zeigt ein Blick nach Deutschland deutlich,
was auf Österreich zukommen könnte.

Abgeltungssteuer in Deutschland
Während man in Österreich wohl erst in

den kommenden Monaten Klarheit über die
Vermögenszuwachssteuer haben wird, sind
die Würfel in Deutschland schließlich bereits
gefallen. Dort wird die Abgeltungssteuer, die
in ihrer Konzeption den aktuellen Überlegun-
gen zur Vermögenszuwachssteuer, aber auch

Kapitalertragsteuer auf Zinsen / Dividenden und Spekulationssteuer

Abgabenquote im Vergleich

Bei der Betrachtung der Abgabenquote unter Einbezie-
hung der Sozialversicherungsbeiträge erkennt man,
dass Österreich hier sowohl über dem EU-Schnitt als
auch über dem OECD-Schnitt liegt. 

Steueraufkommen

Ein Blick auf die historische Entwicklung des Steuer-
aufkommens in Österreich zeigt deutlich, dass die
Umsatz- und Lohnsteuer mit Abstand die höchsten
Steuereinnahmen lukrieren. Die Einkommenssteuer
sowie die KEst auf Zinsen spielen im Vergleich eine
deutlich untergeordnete Rolle. 

Steuer auf Steuer auf Angaben zur Spekulationssteuer 
Zinsgewinn in % Dividenden in % Spekulationsfrist in %

Belgien 15 25 – bis zu 33
Dänemark* – 28 – bis 43
Deutschland (ab 2009) 26,375 26,375 Flat Tax 26,375
Estland – – Flat Tax 21
Finnland 28 19 Flat Tax 29
Frankreich* 27 – Flat Tax 26
Griechenland 10 – – keine
Großbritannien* 20 – Staffelung 40
Irland 20 20 Flat Tax 20
Italien 27 12,5 Flat Tax 12,5
Lettland – – – keine
Litauen – 15 Flat Tax 15
Luxemburg 10 15 6 Monate bis zu 39
Malta 15 – – keine
Niederlande – 15 – keine
Österrreich 25 25 1 Jahr bis zu 50
Polen 19 19 Flat Tax 19
Portugal 20 15 1 Jahr 10
Schweden 30 30 Flat Tax 30
Schweiz 35 35 – keine
Slowenien* 15 20 Staffelung 20
Spanien* 18 18 1 Jahr bis zu 43
Tschechien 15 15 Flat Tax 15
Ungarn 20 10 Flat Tax 25
Zypern – – – keine

Spanien*: Nach einem Jahr Spekulationsfrist zahlt man 18 statt bis zu 43 Prozent Steuer. Großbritannien*: Innerhalb der ersten drei Jahre
40 Prozent Spekulationssteuer, danach sinkt die Steuer jedes Jahr um 2 Prozent. Nach 10 Jahren bleibt die Steuer bei 24 Prozent stabil. Slo-
wenien*: Die Spekulationssteuer von 20 Prozent sinkt alle 5 Jahre um 5 Prozent, nach 20 Jahren steuerfrei. Frankreich*: Die ersten 20.000
Euro sind steuerfrei. Dänemark*: Von den ersten 5940 Euro müssen nur 28 Prozent besteuert werden. Quelle: OECD, WiFO
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